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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Hauptinterventionsorte für disaaten und der dort geitenden abgeieiteten 
interventionspreise für das Haushaltsjahr 1975/1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73^), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 2 
erster Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG sind für das Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rüb- 
sensamen und für Sonnenblumenkerne sowie die 
dort geltenden abgeleiteten Interventionspreise 
festzusetzen. 

Als Hauptinterventionsorte sind die Orte mit den 
wichtigsten Märkten der Hauptanbaugebiete festzu- 
legen. Um für die Ölsaaten der Gemeinschaft in den 
Zuschußgebieten ein angemessenes Preisniveau zu 
gewährleisten, ist es ferner angezeigt, die für die 
Ölsaatenverarbeitung repräsentativsten Orte sowie 
diejenigen Orte außerhalb der Anbaugebiete zu 
wählen, die für den Binnenhandel und die Ausfuhr 
von Ölsaaten repräsentativ sind. 

Gemäß Artikel 24 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG müssen die abgeleiteten Interventionspreise 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


so festgelegt werden, daß ein freier Verkehr mit 
Ölsaaten in der Gemeinschaft unter Berücksichtigung 
der natürlichen Preisbedingungen und entsprechend 
dem Marktbedarf möglich ist. Zu diesem Zweck 
müssen die Interventionspreise so festgelegt wer- 
den, daß die Unterschiede zwischen den Interven- 
tionspreisen den Preisunterschieden entsprechen, 
mit denen in normalen Erntejahren zu rechnen ist. 

Für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 waren die abge- 
leiteten Interventionspreise in Dänemark und im 
Vereinigten Königreich auf einem niedrigeren 
Niveau als dem Gemeinschaftsniveau festgesetzt. 
Es empfiehlt sich, diese Preise gemäß Artikel 52 der 
Beitritts akte den Gemeinschaftspreisen anzunähern. 

I Die Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 1974/1975 
lassen es angebracht erscheinen, für das Wirtschafts- 
jahr 1975/1976 die Zahl der im vorausgegangenen 
Wirtschaftsjahr festgelegten Interventionsorte für 
Raps und Rübsen beizubehalten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Hauptinterventionsorte für Raps- und Rübsen- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne und die dort 
geltenden abgeleiteten Interventionspreise werden 
für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wie im Anhang 
angegeben festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 für Raps- und 
Rübsensamen und am 1. September 1975 für Sonnen- 
blumenkerne in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Juni 1975 - 1/4 - 680 70 - £ - Oe 18/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anhang 

Hauptinterventionsorte und abgeleitete 
Interventionspreise 

A. Für Raps- und Rübsensamen: 

Interventionspreis in 
Rechnungseinheiten 
je 100 kg Ölsaaten 
der Standardqualität 


Antwerpen 

24,42 

Kopenhagen 

22,95 

Arhus 

22,95 

Düsseldorf 

24,42 

Hamburg 

24,42 

Mannheim 

24,37 

Regensburg 

22,89 

Bordeaux 

- 23,58 

Bourges 

23,30 

Chälons-sur-Marne 

23,63 

Chartres 

23,69 

Chäteauroux 

23,20 

Dijon 

23,47 

Dünkirchen 

24,32 

Gennevilliers 

24,00 

Le Pouzin 

23,56 

Lyon 

23,47 

Marseille 

24,06 

Rouen 

24,32 

Sete 

23,58 

Straßburg 

24,11 

Dublin 

24,79 

Genua 

24,79 

Rotterdam 

24,52 

Hüll 

21,10 

Liverpool 

21,10 

Tilbury 

20,19 

B. Für Sonnenblumenkerne: 

Ort 

Interventionspreis in 
Rechnungseinheiten 
je 100 kg Ölsaaten 
der Standardqualität 


Bordeaux 

25,38 

Bourges 

23,96 

Le Pouzin 

25,07 

Marseille 

25,69 

Rouen 

24,89 

Genua 

25,74 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
monatlichen Zuschläge zum Richtpreis und zum interventionspreis für öisaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 


' DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 2), insbesondere auf Artikel 25, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG ist für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 der 
Betrag festzusetzen, um den der Richtpreis und 
der Interventionspreis für Raps- und Rübsensamen 
sowie Sonnenblumenkerne vom Beginn des dritten 
Monats des Wirtschaftsjahres an monatlich erhöht 
werden, und die Zahl der Monate zu bestimmen, in 
4enen diese Zuschläge angewandt werden. Der 
Betrag muß für beide Preise gleich sein. 

Diese monatlich gleichbleibenden Zuschläge wer- 
den anhand der in der Gemeinschaft festgestellten 
durchschnittlichen Lagerkosten und Zinsen festge- 
setzt. Es empfiehlt sich, die durchschnittlichen Lager- 
kosten nach Maßgabe der Kosten für die Lagerung 
der Saaten in geeigneten Lagerräumen und der Ko- 
sten der für die einwandfreie Aufbewahrung der | 
Saaten erforderlichen Behandlung festzusetzen. Die | 
Zinsen können auf der Grundlage des für die Anbau- 
gebiete als normal geltenden Zinssatzes berechnet 
werden. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


Unter Berücksichtigung dieser Kriterien erscheint 
es angebracht, die monatlichen Zuschläge für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 höher als im vergangenen 
Wirtschaftsjahr festzusetzen. 

Die im Wirtschaftsjahr 1974/1975 gesammelten 
Erfahrungen und die Erntevorausschätzungen lassen 
es nicht gerechtfertigt erscheinen, für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 eine andere Anzahl monat- 
licher Zuschläge als im vorangehenden Wirtschafts- 
jahr festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der mo- 
natliche Zuschlag für 100 Kilogramm Raps- und 
Rübsensamen auf 0,300 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt sieben Monate lang. 

Artikel 2 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 wird der 
monatliche Zuschlag für 100 Kilogramm Sonnen- 
blumenkerne auf 0,350 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

2. Der Zuschlag gilt fünf Monate lang. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Ausgleichsbeträge 
für Raps- und Rübsensamen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft ^), insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 der 
ihm beigefügten Akte ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1124/74 des Rates 
hat die Ausgleichsbeträge festgesetzt, die von der 
Beihilfe oder der Ausfuhrerstattung für in Dänemark 
und im Vereinigten Königreich im Wirtschaftsjahr 
1974/1975 geerntete und in der Ölmühle unter Kon- 
trolle gestellte oder in diesem Wirtschaftsjahr aus- 
geführte Raps- und Rübsensamen abzuziehen sind. 
Diese Beträge wurden durch Verordnung (EWG) 
Nr. 2518/74 der Kommission vom 4. Oktober 1974^) 
ab 7. Oktober 1974 geändert. 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/1976 werden die in 
Dänemark und dem Vereinigten Königreich gelten- 
den abgeleiteten Interventionspreise nach Artikel 52 
der Beitrittsakte an das Gemeinschaftspreisniveau 
angenähert. Es empfiehlt sich, die in diesem Wirt- 
schaftsjahr geltenden Ausgleichsbeträge entspre- 
chend zu verringern — 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S, 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 11 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 270 
vom 5. Oktober 1974, S, 1 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Für die in Dänemark und im Vereinigten König- 
reich geernteten und im Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976 ausgeführten oder im Sinne von Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2114/71^) in einer 
Ölmühle unter Kontrolle gestellten Raps- und 
Rübsensamen betragen die Ausgleichsbeträge, 
die von der in Artikel 27 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG®) genannten Beihilfe und der in 
Artikel 28 der gleichen Verordnung genannten 
Ausfuhrerstattung abzuziehen sind: 

Dänemark 0,85 RE/100 kg. 

Vereinigtes Königreich: 3,69 RE/100 kg. 

2. Die abzuziehenden Ausgleichsbeträge entspre- 
chen höchstens den anwendbaren Beträgen der 
Beihilfe bzw. der Ausfuhrerstattung. 

Artikel 2 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 222 
vom 2. Oktober 1971, S. 2 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
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Begründung 

Nachdem der Rat beschlossen hat, für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 die Richtpreise und die Grund- 
interventionspreise für Raps- und Rübsensamen 
sowie für Sonnenblumenkerne um 11 v. H. bzw. 
12 V. H. zu erhöhen, ist es ebenfalls angezeigt, für 
dasselbe Wirtschaftsjahr folgendes festzulegen: 

1. die Hauptinterventionsorte und die dort gelten- 
den abgeleiteten Interventionspreise; 

2. die Ausgleichsbeträge, die auf die in Dänemark 
und im Vereinigten Königreich geernteten Raps- 
und Rübsensamen anwendbar sind; 

3. die monatlichen Erhöhungen des Richtpreises und 
des Investitionspreises für Raps- und Rübsen- 
samen sowie für Sonnenblumenkerne. 

1. Hinsichtlich der Interventionsorte für Raps- und 
Rübsensamen erfolgte für das Wirtschaftsjahr 1974/ 
1975 eine Änderung der regionalen Aufteilung, die 
es u. a. ermöglichen sollte, die zusätzliche Beihilfe 
für die in Italien verarbeiteten Rapssamen abzu- 
schaffen. Im Laufe des Jahres 1974 haben gesund- 
heitliche Probleme auf dem Rapsmarkt in Italien zu 
Störungen geführt, so daß die Funktionsweise der 
neuen regionalen Aufteilung noch nicht endgültig 
beurteilt werden kann. Es ist jedoch darauf hinzu- 
weisen, daß der Absatz der Gemeinschaftsproduk- 
tion zu keinen Problemen geführt hat; die Produk- 
tion ist im übrigen von 1 014 OOÖ Tonnen im Jahre 
1973/1974 auf 1 143 700 Tonnen im Jahre 1974/1975 
angestiegen. Da sich die Transportkosten gegenüber 
1974/1975 nur wenig geändert haben, wird vorge- 
schlagen, die derzeitige regionale Aufteilung für das 
Wirtschaftsjahr 1975/1976 beizubehalten und die ab- 
geleiteten Interventionspreise um den Betrag zu 
erhöhen, um den der Grundinterventionspreis er- 
höht worden ist. 

Angesichts der 12prozentigen Erhöhung des Grund- 
interventionspreises für Sonnenblumenkerne ist es 


angebracht, die abgeleiteten Interventionspreise für 
Sonnenblumenkerne um denselben Betrag zu erhö- 
hen. 

2. Artikel 52 der Akte über die Beitrittsbedingun- 
gen und die Anpassungen der Verträge sieht vor, 
daß die in Dänemark und im Vereinigten König- 
reich geltenden abgeleiteten Interventionspreise 
dem Niveau der gemeinsamen Preise allmählich 
angeglichen werden müssen. Infolgedessen ist es 
angezeigt, den Unterschiedsbetrag zwischen den 
gemeinsamen Preisen und den in den beiden betref- 
fenden Staaten bestehenden Preisen um ein Viertel 
anzunähern und somit die dort geltenden Aus- 
gleichsbeträge zu verringern. 

3. Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
sieht vor, daß der Rat jährlich die Zahl und den 
Betrag der monatlichen Zuschläge festsetzt, um die 
der Richtpreis und der Interventionspreis für 
Ölsaaten erhöht werden. 

Da die verschiedenen Kosten, die bei der Berech- 
nung der monatlichen Zuschläge berücksichtigt wer- 
den und insbesondere die Zinsen, somit der Wert 
des eingelagerten Erzeugnisses seit dem Wirtschafts- 
jahr 1974/1975 angestiegen sind, wird vorgeschlagen, 
den Betrag der monatlichen Zuschläge für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/1976 um 0,07 RE/100 kg für Raps- 
samen und um 0,08 RE/100 kg für Sonnenblumen- 
kerne, d. h. um 30 v. H. zu erhöhen und weiterhin 
für Rapssamen sieben monatliche Zuschläge und für 
Sonnenblumenkerne fünf monatliche Zuschläge zu 
zahlen. 

Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen für die unter Punkt 2 
und 3 dargelegten Maßnahmen dürften sich im Jahre 
1975/1976 auf ca. 3 000 000 RE belaufen. 
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